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Zusammenfassung  
Die Unternehmen der Chemieindustrie, der pharmazeutischen Industrie und der kunststoffverarbeitenden 

Industrie sind durch staatliche Bürokratie hoch belastet. Es gibt zahlreiche fertigungs- und produktspezifische 

Regulierungen, etwa mit der europäischen REACH-Verordnung im Chemikalienrecht, der Wirkstoffherstel-

lungsverordnung (AMWHV) und dem Arzneimittelrecht für die Pharmaindustrie oder auch im Emissionsrecht 

für industrielle Anlagen. Im Rahmen des IW-Zukunftspanels wurden im Herbst 2025 gut 1.080 Unternehmen 

zu ihrer Wahrnehmung der Bürokratiebelastung und ihrer Entwicklung, den Gründen für die Zunahmen von 

Bürokratie und Regulierung sowie den Schwierigkeiten, Bürokratie wirksam abzubauen, befragt. 90 der teil-

nehmenden Unternehmen entstammten den Zweigen der Chemieindustrie und Pharmaindustrie sowie der 

kunststoffverarbeitenden Industrie. 74 Prozent der Unternehmen aus diesen drei teilweise miteinander ver-

bundenen Industriebereichen beklagten in der Befragung eine Zunahme der Bürokratiebelastung innerhalb 

der vergangenen drei Jahre, 15 Prozent der Unternehmen mussten zur Bewältigung des Anstiegs zusätzliches 

Personal einstellen. Fast drei Viertel der Unternehmen beklagen, dass Verwaltungsbeschäftigte Ermessens-

spielräume nicht angemessen ausschöpfen und fast ebenso viele Unternehmen kritisieren ein aus ihrer Sicht 

schleppendes Bearbeitungstempo der Behörden.  

 

Als Maßnahmen gegen die zunehmende Bürokratisierung empfehlen die befragten Unternehmen, sowohl 

vor der Einführung neuer Gesetze im legistischen Prozess als auch beim Bestand anzusetzen, indem die vor-

handenen Gesetze systematisch auf Sinn und Wirksamkeit bei der Erreichung der angestrebten Ziele über-

prüft werden. Eine One-in-two-out-Lösung für Belastungen durch neue Bestimmungen könnte den Gesetz-

geber veranlassen, für Belastungen aus neuen Gesetzen konsequent höhere Entlastungen im Bestand umzu-

setzen – oder eben auf das neue Gesetz zu verzichten. Mehr als 9 von 10 Chemie-, Kunststoff- und Pharma-

unternehmen sehen in verschlankten EU-Vorgaben die beste Möglichkeit zum Bürokratieabbau, was auf die 

hohe Bedeutung der EU-Regulierung für die Branchen hinweist. Fast ebenso viele Firmen plädieren für mehr 

außergerichtliche Einigungen. Jenseits der Befragungsergebnisse stellen Praxischecks ein Instrument dar, mit 

dem die zuständigen Bundesministerien gemeinsam mit Behörden und den betroffenen Unternehmen die 

Wirkungen der Gesetzgebung überprüfen, Widersprüche aufdecken und Verbesserrungen einleiten können.  
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1 Einleitung 
Mit steigenden gesellschaftlichen Anforderungen in Bereichen wie der Umwelt- und Klimapolitik, aber auch 

der sozialen Teilhabe, Menschenrechten oder Arbeitsschutz, wachsen auch die regulatorischen Eingriffe ins 

Wirtschaftsgeschehen, die sich in Gesetzen und Verordnungen niederschlagen. Überwiegend betrifft dies die 

Bundesebene, aber auch die EU sowie Bundesländer und Kommunen treten als Produzenten von Gesetzen, 

Verordnungen und anderen Bestimmungen auf. Besonders belastet durch neue, bürokratieträchtige Regu-

lierungen zeigt sich die Industrie, für die die Standortqualität in Deutschland stark unter Druck steht (Bähr et 

al., 2025). Für die Chemieindustrie ist die EU mit der REACH-Verordnung (EG Nr. 1907/2006), aber auch mit 

der CLP-Verordnung (EG Nr. 1272/2008) eine wichtige Quelle branchenspezifischer Regulierung, die sich in 

vielfältigen bürokratischen Anforderungen, aber auch in Erfüllungsaufwand zur Umsetzung der Regulierungs-

inhalte niederschlägt (Bundesregierung/Statistisches Bundesamt, 2023). Für die kunststoffverarbeitende In-

dustrie spielt die REACH-Verordnung auch eine Rolle, ebenso Vorgaben zu Lebensmittelkontakten, zur Ver-

meidung von Kunststoffgranulatverlusten und die Verordnung über das Verbot des Inverkehrbringens von 

bestimmten Einwegkunststoffprodukten und von Produkten aus oxo-abbaubarem Kunststoff (EWKVerbotsV, 

BMJ, o. J.). Im Bereich der pharmazeutischen Industrie gibt es umfangreiche bundesrechtliche und auf EU-

Recht gründende Vorgaben für die Entwicklung und Produktion von Arzneimitteln, die zu branchenspezifi-

scher Bürokratie führen (Gruben et al., 2025). Zwischen den betrachteten Branchen gibt es umfassende Lie-

ferbeziehungen, da viele Vorprodukte der Pharmaindustrie und der kunststoffverarbeitenden Industrie von 

der chemischen Industrie erzeugt werden. Aus diesem Grund werden die chemische und die pharmazeuti-

sche Industrie sowie die Kunststoffverarbeitung in diesem Report gemeinsam betrachtet.  

 

Die Bürokratiebelastung für Unternehmen hat in den letzten Jahren zugenommen. Dies gilt für die Einschät-

zung der Unternehmen generell, aber auch für die Chemie- und Pharmaindustrie sowie die kunststoffverar-

beitende Industrie (Röhl et al, 2026). Damit steht die wahrgenommene Belastungsentwicklung im Wider-

spruch zum Bürokratiekostenindex des Statistischen Bundesamtes (2026), der basierend auf der Standard-

kostenmessung für administrative Berichts- und Dokumentationspflichten aus Bundesgesetzen keine Zu-

nahme für die Unternehmen insgesamt ausweist. Der Bürokratiekostenindex erfasst allerdings bei weitem 

nicht alle Arten bürokratischer Belastungen für Unternehmen, so fehlt hier der Erfüllungsaufwand aus den 

Gesetzen und Verordnungen; direkt geltendes EU-Recht (Verordnungen) und Landesrecht werden ebenfalls 

nicht erfasst (Röhl, 2024a). Wie die Befragung von über 1.080 Industrieunternehmen und industrienahen 

Dienstleistern im Rahmen des IW-Zukunftspanels verdeutlicht hat, geben 55 Prozent der Unternehmen an, 

dass der Bürokratieaufwand spürbar gestiegen ist, ein weiteres Viertel sieht ihn zumindest etwas erhöht 

(Röhl et al., 2026). Fast ein Fünftel der Befragten musste zu seiner Bewältigung neue Stellen schaffen, bei 

den Unternehmen ab 250 Beschäftigten waren es sogar 73 Prozent. Während kleinere und mittelständische 

Industrieunternehmen besonders hoch durch Bestandsbürokratie belastet sind, wie Untersuchungen zum 

Bürokratieaufwand nach Unternehmensgröße zeigen (Akalan et al., 2025), weist die aktuelle Befragung im 

IW-Zukunftspanel damit auf eine dynamischere Belastungsentwicklung in größeren Unternehmen hin. Nach-

folgend wird in Kapitel 2 zunächst das Studiendesign vorgestellt und auf die Ergebnisse bisheriger Studien – 

speziell eine Untersuchung des Instituts der deutschen Wirtschaft zum Bürokratieaufwand in der Pharmain-

dustrie – eingegangen. Anschließend folgt die Auswertung der Befragungsergebnisse aus dem IW-Zu-

kunftspanel für die drei betrachteten Wirtschaftszweige mit der Entwicklung des Bürokratieaufwands, den 

Hauptgründen für die Zunahme der Belastung in der subjektiven Einschätzung der Unternehmen und der 

Beurteilung der Arbeit der zuständigen Verwaltungen. Kapitel 4 präsentiert erfolgversprechende Empfehlun-

gen zum Bürokratieabbau aus Sicht der Unternehmen und Kapitel 5 schließt mit einem Fazit und Ausblick auf 
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das wirtschaftspolitische Umfeld, in dem derzeit Bürokratieabbau und Staatsmodernisierung umgesetzt wer-

den sollen.  

2 Studiendesign und Ergebnisse vorheriger Analysen 
Die in diesem IW-Report präsentierten Ergebnisse basieren auf einer Befragung von Unternehmen zur Büro-

kratiebelastung und -entwicklung im Rahmen der 52. Welle des IW-Zukunftspanels – einer regelmäßigen re-

präsentativen Befragung von deutschen Unternehmen aus der Industrie und unternehmensnahen Dienst-

leistungen – im Herbst 2025. Das IW-Zukunftspanel ist eine regelmäßig durchgeführte Unternehmensbefra-

gung, in der Geschäftsführer, Vorstände oder Leiter der Strategieabteilungen aus Industrieunternehmen und 

den unternehmensnahen Dienstleistungen zu aktuellen wirtschaftlichen Themen befragt werden. Neben den 

jeweiligen Schwerpunktthemen werden im IW-Zukunftspanel zudem Strukturdaten erhoben, mit denen sich 

die Unternehmen charakterisieren lassen. Für die Befragungsteilnahme werden die Unternehmen zufällig in 

einer nach Unternehmensgröße und Branche geschichteten Stichprobe aus einer Unternehmensdatenbank 

ausgewählt, um eine repräsentative Hochrechnung auf die Grundgesamtheit der Wirtschaft zu ermöglichen. 

Diese Befragung über das IW-Zukunftspanel, die die subjektive Sicht der Unternehmen wiedergibt, wurde 

durch einen Online-Workshop mit Verbandsexperten vorbereitet (Röhl et al., 2026). Insgesamt haben 1.088 

Unternehmen teilgenommen, darunter 90 Unternehmen aus der Chemieindustrie, der kunststoffverarbei-

tenden Industrie und der Pharmaindustrie.1  

 

In einer Auswertung der Datenbank des Statistischen Bundesamtes zu den Bürokratiekosten aus der Bundes-

gesetzgebung (OnDEA-Datenbank) für die Pharmaindustrie in Deutschland kommen Gruben et al., (2025) auf 

branchenspezifische jährliche Belastungen der pharmazeutischen Industrie in Höhe von circa 2,5 Milliarden 

Euro. Dies entspricht mehr als einer Verdopplung zum Jahr 2012 und zeigt eine deutliche Abweichung von 

der Gesamtwirtschaft, in der die laufenden Bürokratiekosten im selben Zeitraum lediglich um 34 Prozent 

angestiegen sind. Der pharmaspezifische Bürokratieindex (BKI) verharrt trotzdem seit 2013 auf einem nahezu 

konstanten Niveau von rund 93 Indexpunkten2, während der gesamtwirtschaftliche Bürokratiekostenindex – 

gemessen in der engen Definition des Standardkostenmodells für administrative Belastungen aus der Bun-

desgesetzgebung – seit 2017 einen leichten Rückgang verzeichnet (vgl. Röhl, 2024). Dies deutet darauf hin, 

dass allgemeine politische Entlastungsmaßnahmen den pharmazeutischen Kernbereich bisher nicht effektiv 

erreicht haben. Für die Chemische Industrie mit der komplexen REACH-Regulierung seitens der EU dürfte es 

ähnlich aussehen. Auch der Zeitaufwand, um branchenspezifische bundesrechtliche Informationspflichten zu 

erfüllen, hat sich seit 2022 deutlich erhöht.3 Unternehmen der pharmazeutischen Industrie müssen hierfür 

jährlich etwa 44 Millionen Arbeitsstunden aufwenden, was anderen Bereichen wie Forschung Ressourcen 

entzieht. Ein Treiber dieser Belastung sind hochkomplexe Dokumentationspflichten, primär im Bereich der 

Qualitätssicherung nach der Arzneimittel- und Wirkstoffherstellungsverordnung. Um den Pharma- und Che-

miestandort Deutschland zu stärken, sind daher eine Digitalisierung von Verwaltungsprozessen, die strikte 

_________ 
1 Nicht alle 90 Unternehmen ließen sich eindeutig einem der drei Wirtschaftszweige zuordnen. Möglich war dies für 22 Unterneh-

men der Chemieindustrie, 5 Unternehmen der Pharmaindustrie und 35Unternehmen der kunststoffverarbeitenden Industrie. Eine 

getrennte Auswertung für die drei Wirtschaftszweige ist aufgrund der jeweils zu geringen Fallzahl nicht möglich.  
2 Nach einem anfänglichen Rückgang des Index gegenüber dem Ausgangswert 100 im Jahr 2012 aufgrund des Zweiten Gesetzes zur 

Änderung arzneimittelrechtlicher und anderer Vorschriften (Gruben et al., 2025). 
3 Dies liegt auch an Korrekturen im ermittelten Zeitaufwand pro Fall. Dabei ist unklar, ob die zuvor genutzten Werte schon zu Be-

ginn nicht den tatsächlichen Bearbeitungszeiten entsprachen, oder ob sich die Bearbeitungszeiten im Zeitverlauf geändert haben. 
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Vermeidung nationaler Übererfüllung von EU-Recht („Gold-Plating“) sowie Prozessvereinfachung im Doku-

mentationsbereich notwendig. 

3 Auswertung der Befragungsergebnisse  

3.1 Entwicklung des Bürokratieaufwands in den letzten drei Jahren 

Abbildung 3-1 gibt die Entwicklung des Bürokratieaufwands nach Größenklassen und Wirtschaftszweigen 

wieder. Dabei geben gut 80 Prozent der befragten Unternehmen an, dass der Aufwand zur Erfüllung gesetz-

licher Berichts- und Dokumentationspflichten ihrer Einschätzung zufolge innerhalb der letzten drei Jahre ge-

stiegen ist.  

 

Abbildung 3-1: Wie hat sich der Aufwand zur Erfüllung gesetzlicher Berichts- und Dokumentationspflich-
ten haben in den letzten drei Jahren entwickelt? 

Angaben nach Größenklassen und Branchen, in Prozent, 2025 

 

Sonstiges VG = sonstiges Verarbeitendes Gewerbe; Großhandel, Logistik: einschließlich Verkehr; M+E-Industrie: Elektroindustrie, Ma-

schinenbau, Fahrzeugbau; Chemie, Pharma: einschließlich Grundstoffe und Kunststoffverarbeitung; unternehmensnahe DL = unter-

nehmensnahe Dienstleister; N= 1088. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 

 

Während insgesamt gut 55 Prozent der Befragten eine deutliche Zunahme angeben, sind es bei den Kleinun-

ternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten 54 Prozent, in den Unternehmen mit maximal 249 Beschäftigten 

zwei Drittel der Befragten und bei den großen Mittelständlern und Großunternehmen oberhalb der KMU-
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Schwelle4 von 250 Beschäftigten etwa 78 Prozent, die eine starke Zunahme des Aufwands bestätigen. Insge-

samt sieht ein knappes Fünftel der Unternehmen den Bürokratieaufwand als unverändert an. Die Antwor-

toption, dass der Aufwand gesunken sei, wurde nur von 1,5 Prozent der Unternehmen ausgewählt. 

 

Analysiert man die Aufwandsentwicklung nach Wirtschaftssektoren, zeigt sich die Industrie besonders hoch 

belastet durch neue bürokratieträchtige Gesetze und Verordnungen. Dabei sticht das sonstige Verarbeitende 

Gewerbe mit fast 94 Prozent Unternehmensnennungen für einen deutlichen Anstieg der Belastung hervor, 

darunter 69 Prozent Unternehmen, die eine starke Zunahme in den letzten drei Jahren feststellen, und wei-

teren 24,5 Prozent Unternehmen, die zumindest eine etwas gestiegene Belastung beklagen. Eine kritische 

Belastungszunahme ergibt sich auch im Bereich Großhandel, Logistik und Verkehr mit 87 Prozent Nennungen 

für die Rubrik Anstieg und darunter 63 Prozent, die eine starke Zunahme sehen. Es folgen das sonstige pro-

duzierende Gewerbe mit der Bauindustrie und den Versorgern mit 86 Prozent (starker) Anstieg vor der Me-

tall- und Elektroindustrie mit knapp 85 Prozent, wovon knapp 57 einen starken Anstieg angeben. Damit liegt 

der Wirtschaftszweig der Metall- und Elektroindustrie beim wahrgenommenen Belastungsanstieg noch vor 

der Chemie- und Pharmaindustrie, in der 73,5 Prozent einen Belastungsanstieg beklagen, darunter über 55 

Prozent einen deutlichen Anstieg. Dass die Chemie-, Kunststoff- und Pharmaindustrie im Belastungsanstieg 

hinter anderen Wirtschaftszweigen rangiert, könnte auch darauf zurückzuführen sein, dass die Branche durch 

die REACH-Regulierung der EU (Beauftragter für Bürokratieabbau der Bayerischen Staatsregierung, 2024) 

und die intensive Regulierung der Pharmaindustrie bereits zuvor besonders hoch belastet war (Gruben et al., 

2025).  

 

Abbildung 3-2: Sind in den letzten drei Jahren zusätzliche Stellen in ihrem Unternehmen geschaffen wor-

den, um die gesetzlichen Berichts- und Dokumentationspflichten zu erfüllen? 

Chemie- und Pharmaindustrie sowie kunststoffverarbeitende Industrie, Angaben in Prozent, 2025 

 
N = 90. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 

 

Abbildung 3-2 befasst sich mit der Frage, ob die Unternehmen der Chemie- und Pharmaindustrie in den ver-

gangenen drei Jahren zusätzliche Stellen schaffen mussten, um die steigenden gesetzlichen Berichts- und 

_________ 
4 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind laut EU-Definition Unternehmen, die weniger als 250 Beschäftigte aufweisen (und 

weniger als 50 Millionen Euro Umsatz besitzen). Diese Grenze führt dazu, dass viele mittelständische Industrieunternehmen in 

Deutschland aus Sicht der EU-Regulierung als Großunternehmen gelten (Röhl, 2024b).  
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Dokumentationspflichten zu erfüllen. 14,6 Prozent der befragten Unternehmen geben an, tatsächlich neues 

Personal für diese Aufgaben eingestellt zu haben. Mit rund 85 Prozent verneint die Mehrheit, dass hierfür 

zusätzliche Stellen geschaffen wurden. Insgesamt zeigt sich damit, dass die Branche den steigenden regula-

torischen Anforderungen überwiegend innerhalb der bestehenden Strukturen bewältigt und nur bei einer 

Minderheit der Unternehmen ein messbarer Personalmehrbedarf entstanden ist. Über alle Branchen musste 

mit 18,4 Prozent ein etwas höherer Anteil zusätzliches Personal zur Bewältigung der Bürokratie einstellen 

(Röhl et al., 2026). Dies deckt sich mit anderen Analysen, die einen erheblichen Personalaufwuchs in den 

Unternehmen zur Bewältigung der Bürokratie konstatieren (Diegmann/Kubis; 2025; Hammermann/Röhl, 

2025). Der weniger starke Befund in der vorliegenden Befragung der Chemie- und Pharmaunternehmen 

könnte wiederum damit zusammenhängen, dass die Chemie- und Pharmaindustrie bereits seit längerem 

hoch reguliert ist und entsprechende Strukturen zur Bewältigung der bürokratischen Anforderungen bereits 

etabliert waren.  

 

3.2 Gründe für die Zunahme der Bürokratie und das Scheitern bei ihrem Abbau 

Abbildung 3-3 zeigt, welche Faktoren aus Sicht der Chemie-, Pharma- und Kunststoffverarbeitungsindustrie 

maßgeblich zum Anstieg der bürokratischen Belastung beitragen. Am stärksten wirkt dabei die zunehmende 

Komplexität von Gesetzen und Verordnungen; dieser Punkt wurde von rund neun von zehn Unternehmen 

als starker oder sehr starker Belastungstreiber eingestuft. Ebenso zeigt sich, dass die Häufigkeit von Geset-

zesänderungen für die Branche eine erhebliche Herausforderung darstellt, rund 90 Prozent der Befragten 

sehen dies als erheblichen Treiber des Aufwands. Auch die zunehmende Anzahl neuer Gesetze und Verord-

nungen (vgl. Röhl, 2024; SVR, 2025) wurde von mehr als 80 Prozent der Unternehmen als relevante Belas-

tungsquelle beschrieben. Mit 59 Prozent, die diesen Aspekt als sehr stark wirksam sehen, liegt die zuneh-

mende Gesetzeszahl sogar mit weitem Abstand vor den branchenbezogenen Standards und Normen für die 

Chemie-, Pharma- und Kunststoffverarbeitungsindustrie auf Rang zwei. Insgesamt wird die Branchenregulie-

rung von drei Vierteln der Unternehmen als relevanter Treiber der bürokratischen Belastung angesehen, was 

mit bisherigen Untersuchungen für die Pharma- und Chemieindustrie korrespondiert (vgl. z. B. Gruben et al., 

2025). Schließlich fällt auf, dass uneinheitliche Meldepflichten für ähnliche oder gleiche Sachverhalte und die 

zunehmende Widersprüchlichkeit von Gesetzen und Verordnungen eine weniger starke, aber dennoch er-

hebliche Rolle spielen. Hier berichten jeweils rund die Hälfte der Unternehmen von einer spürbaren Belas-

tung. Insgesamt zeigt die Abbildung, dass die Bürokratielast der Chemie‑, Pharma- und Kunststoffverarbei-

tungsindustrie vor allem aus einem immer komplexeren, häufig veränderten und eng regulierten Normen‑ 

und Gesetzesumfeld resultiert, das zahlreiche interne Abstimmungs‑ und Dokumentationsprozesse auslöst. 

In den Antworten wird deutlich, dass die Chemie‑ und Pharmaunternehmen den Anstieg der bürokratischen 

Belastung vor allem auf politisch-gesellschaftliche Wünsche gepaart mit strukturellen Defiziten der Gesetz-

gebung zurückführen. Dabei ist zu beachten, dass es im Umgang mit oft gesundheitsgefährdenden und die 

Umwelt belastenden Chemikalien sowie bei Arzneimitteln nicht um einen Bürokratieabbau „mit der Ketten-

säge“ gehen kann, sondern dass es den Unternehmen um eine sinnvolle und zielgerichtete Regulierung mit 

Augenmaß geht (Bergmann/Diermeier, 2026; Gruben et al., 2025).  
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Abbildung 3-3: Inwieweit tragen die folgenden Aspekte zu einem Anstieg der bürokratischen Belastung 
bei? 

Chemie- und Pharmaindustrie sowie kunststoffverarbeitende Industrie, Angaben in Prozent, 2025 

 
N = 77. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 

 

Die in Abbildung 3‑4 aufgeführten (potenziellen) Gründe für das Unvermögen, Bürokratie wirklich abzu-

bauen, verdeutlichen, dass die Unternehmen der Chemie‑ und Pharmaindustrie den fehlenden Bürokratie-

abbau in Deutschland vor allem auf zunehmendes EU-Recht und grundlegende strukturelle Schwächen der 

Gesetzgebung im Mehrebenen-Föderalstaat zurückführen. Besonders stark ins Gewicht fällt die nationale 

Übererfüllung europäischer Vorgaben, der insgesamt knapp 98 Prozent der Unternehmen zustimmen. 

Ebenso eindeutig verweisen die Betriebe auf den Wunsch nach umfassender Rechtssicherheit, der zu immer 

detaillierteren gesetzlichen Vorgaben führt und von fast 97 Prozent der Befragten als Hemmnis eingestuft 

wird. 

 

Es zeigt sich außerdem, dass eine fehlende systematische Evaluierung bestehender Gesetze aus Sicht von 

über 97 Prozent der Unternehmen ein wesentliches Problem darstellt. Auch der Föderalismus gilt als erheb-

licher Belastungsfaktor: Rund 96 Prozent kritisieren, dass Bundesgesetze in den Ländern unterschiedlich um-

gesetzt werden und dadurch zusätzliche Komplexität entsteht. 
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Abbildung 3-4: Warum haben wir es in Deutschland bisher nicht geschafft, Bürokratie abzubauen? 

Chemie- und Pharmaindustrie, Angaben in Prozent, 2025 

 
N = 90. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 

 

Ein differenzierteres Bild in den Antworten zeigt sich bei den unbestimmten Rechtsbegriffen, die von gut 

86 Prozent als zusätzlicher Treiber bürokratischen Aufwands beschrieben werden, sowie bei der Durchset-

zung branchenspezifischer Interessen- etwa in der Festlegung von aufwendigen Standards und Normen unter 

Beteiligung von Branchenvertretern –, der immerhin noch 73 Prozent für „stimme voll zu“ und „stimme eher 

zu“ Relevanz beimessen. Insgesamt legen die Antworten nahe, dass die Chemie‑ und Pharmaindustrie die 

Hindernisse beim Bürokratieabbau vor allem in einer Kombination aus überregulierter Gesetzgebung, man-

gelnder Harmonisierung und ausbleibender Überprüfung bestehender Regelwerke verortet. 
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nicht für akzeptabel. Auch bei der Fachkompetenz der Verwaltungsmitarbeiter fällt die Bewertung überwie-

gend verhalten aus. Zwar bestätigen mehr als 4 von 10 Unternehmen entsprechende Expertise, doch nur 

eine kleine Minderheit von einem Prozent stimmt dieser Aussage „voll und ganz“ zu. Hingegen zweifeln rund 

56 Prozent daran, dass die Behörden über ausreichend Fachwissen verfügen.   

 

Abbildung 3-5: Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen bezüglich der für Ihr Unternehmen zu-
ständigen Behörden zu? 

Chemie- und Pharmaindustrie, Angaben in Prozent, 2025 

 

N =90. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 

 

Besonders auffällig ist zudem der Befund, dass viele Unternehmen mit widersprüchlichen oder unzureichen-

den behördlichen Informationen konfrontiert sind. Hier berichten knapp 46 Prozent von negativen Erfahrun-

gen, was in einer stark regulierten Branche wie Chemie und Pharma zusätzliche Unsicherheit erzeugt. Ein 

weiteres Problem stellt aus Sicht der Betriebe die oft unzureichende Ressourcenausstattung der Behörden 

dar. Rund 48 Prozent sehen die Kapazitäten – jedenfalls bezogen auf die existierende komplexe Regulierung 

– als nicht ausreichend an, was sich in längeren Bearbeitungszeiten und häufigen Rückfragen widerspiegelt. 

Dass 12 Prozent der Unternehmen zur Kapazitätsfrage „weiß nicht“ oder „keine Angabe“ antworten, dürfte 

damit zusammenhängen, dass Unternehmen nicht durchgehend auf Reaktionen von Behörden angewiesen 

sind, sondern vor allem bei Anfragen und Anträgen. Behördenrückfragen sorgen für spürbaren Mehrauf-

wand: Mehr als 66 Prozent der Unternehmen geben an, dass Nachforderungen der Behörden ähnlich viel 

Aufwand verursachen wie die ursprüngliche Erstellung der Unterlagen. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass 

die Behördenstruktur und ‑Praxis für die Chemie‑ und Pharmaunternehmen eine bedeutende Quelle büro-

kratischer Belastung und Zeitverzögerung darstellen, geprägt durch knappe Kapazitäten, uneinheitliche Aus-

künfte und langwierige Entscheidungsprozesse. 
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4 Empfehlungen zum Bürokratieabbau aus Sicht der Chemie- 
und Pharmaunternehmen  

Die in Abbildung 4‑1 wiedergegebenen Antworten in der Unternehmensbefragung zeigen, dass die Chemie‑ 

und Pharmaunternehmen vor allem in systematischen und strukturellen Reformen unter Einbeziehung ver-

schiedener Bereiche ein hohes Potenzial für den Bürokratieabbau sehen. Besonders stark fällt die Zustim-

mung zu verschlankten EU‑Vorgaben aus: Mit insgesamt knapp 91 Prozent Zustimmung ist dies die Maß-

nahme, der die größte Wirksamkeit zugeschrieben wird. Die Einhelligkeit bei dieser Antwortoption ist ver-

mutlich auch durch die strikte Chemie-Regulierung durch die REACH-Regulierung der EU für Chemikalien be-

dingt, zudem könnten die Compliance-Pflichten aus den CSRD-Vorgaben der EU und die vor der Einführung 

stehende EU-Lieferkettengesetzgebung eine Rolle spielen. Ebenso sprechen sich rund 89 Prozent der Unter-

nehmen für außergerichtliche Einigungen aus, die aus ihrer Sicht zu kürzeren Verfahren und weniger Doku-

mentationspflichten führen könnten. Die befragten Unternehmen aus den beiden Branchen schätzen eine 

bessere Abstimmung von Berichtspflichten durch EU-Regelungen als hilfreich ein, rund 83 Prozent der Un-

ternehmen sehen hierin eine relevante Möglichkeit zur Entlastung.  

 

Abbildung 4-1: Wie ist Ihre Einschätzung zu folgenden Maßnahmen, die potenziell Bürokratie reduzieren 
könnten? 

Chemie- und Pharmaindustrie, Angaben in Prozent, 2025 

 

N =90. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 
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Dateneinreichungen durch diese entfallen könnten.5 Zurückhaltender fällt die Zustimmung bei Maßnahmen 

aus, die stärker an Haftungsregeln ansetzen. Für die Maßnahme von strikteren Haftungsregeln für Unterneh-

men anstelle detaillierter Vorgaben stimmen 25 Prozent der Unternehmen „eher nicht zu“, bei dem Vor-

schlag von mehr Zertifizierungen statt Gesetzen und Berichtspflichten sogar 29,4 Prozent. Die niedrigste Zu-

stimmung erhält die Maßnahme der Haftungsbegrenzung für Verwaltungsmitarbeiter bei Fehlentscheidung 

zu Gunsten des Unternehmens, dieser Maßnahme stimmen 62 Prozent der Befragten (voll und ganz) zu, aber 

20 Prozent der Unternehmen gar nicht zu.  

 

Die Abbildung 4-2 zeigt, dass viele Unternehmen der Chemie- und Pharmaindustrie grundsätzlich Potenzial 

in freiwilligen Selbstverpflichtungen anstelle von Gesetzen sehen. Etwa die Hälfte der Unternehmen geht 

davon aus, dass zumindest ein spürbarer Teil der in den vergangenen zehn Jahren verabschiedeten Gesetzen 

auch durch Selbstverpflichtungen der Wirtschaft hätte abgedeckt werden können. Knapp 18 Prozent der be-

fragten Unternehmen halten sogar einen großen Teil der Gesetze für substituierbar. Nur 15,5 Prozent der 

Unternehmen halten keinen oder einen kleinen Teil der Gesetze für nicht durch Selbstverpflichtungen er-

setzbar. Insgesamt zeichnet sich das Bild ab, dass die Chemie- und Pharmaindustrie die Möglichkeiten von 

mehr Selbstregulierungen bei höherem staatlichen Vertrauen in die Unternehmen durchaus als Potenzial 

sieht.  

 

Abbildung 4-2: Welcher Anteil der Gesetze, die in den letzten zehn Jahren verabschiedet wurden, könnte 
Ihrer Meinung nach durch Selbstverpflichtungen ersetzt werden? 

Chemie- und Pharmaindustrie, Angaben in Prozent, 2025 

 

 

 

N =90. 

Quelle: IW-Zukunftspanel, Welle 52, 2025 
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5 Fazit und Ausblick 
Die Bürokratiebelastung in der deutschen Chemie- und Pharmaindustrie ist hoch, und sie ist in den vergan-

genen drei Jahren der Einschätzung der in der vorliegenden Analyse befragten Unternehmen zufolge noch 

weiter angestiegen. Dies widerspricht dem vom Statistischen Bundesamt geführten Bürokratiekostenindex, 

der für den genannten Zeitraum einen leichten Kostenrückgang suggeriert, sowie dem in der Einleitung er-

wähnten pharmaspezifischen Bürokratieindex, der zumindest keinen Anstieg zeigt (Gruben et al., 2025; Sta-

tistisches Bundesamt, 2026). Die Bürokratiedefinition des für den Bürokratiekostenindex verwendeten Stan-

dardkostenmodells ist allerdings sehr eng, erfasst werden allein die laufenden Kosten für Dokumentations- 

und Informationspflichten aus der Bundesgesetzgebung ohne EU-Verordnungen, die für die Chemieindustrie 

und damit zumindest indirekt auch für die Pharmaindustrie und die Kunststoffverarbeitung sehr bedeutsam 

sind. Auch der Umstellungsaufwand aus den zahlreichen Gesetzesänderungen und regulatorische Belastun-

gen jenseits der Berichts- und Dokumentationspflichten gehen nicht in den Index ein. Auch die tatsächliche 

Entlastungswirkung der bislang vier Bürokratieentlastungsgesetze des Bundes – die rechnerisch einen An-

stieg des Bürokratiekostenindex aus der laufenden Gesetzgebung entgegengewirkt haben – ist zumindest 

fraglich (Röhl, 2024a).  

 

Hoch belastet zeigen sich die chemische Industrie und die pharmazeutische Industrie durch ein dichtes Ge-

flecht aus generellen und sektorspezifischen Regulierungen, die aufgrund der fehlenden Vernetzung und Di-

gitalisierung der zuständigen Behörden zu zahlreichen Behördenkontakten und einer wiederholten Eingabe 

bereits in der staatlichen Sphäre bekannter Informationen führt, was durch eine funktionierende digitale 

Verknüpfung staatlicher Register zumindest eingedämmt werden könnte (BDI, 2024; Büchel et al., 2026). 

Eine wirkliche Kehrtwende erfordert aber nicht nur eine bessere Abstimmung und Verwaltungsdigitalisie-

rung, sondern eine wirksame Begrenzung der Regelungsflut mit einer stärker vertrauensbasierten Regulie-

rung und mehr unternehmerischer Freiheit, was auch Innovationen im Chemie- und Pharmabereich erleich-

tern und beschleunigen würde. Hierzu sollte die wenig wirksame One-in-one-out-Regel für Belastungen aus 

Bundesgesetzen geschärft und zu einer One-in-two-out-Regel weiterentwickelt werden. Zudem sollten ent-

sprechende begrenzende Regeln auch für EU-Vorgaben aus Richtlinien und Verordnungen eingeführt wer-

den. Einen Beitrag zum Abbau von Bürokratie und zur Verkürzung überlanger Planungs- und Genehmigungs-

verfahren (Schaefer et al., 2021) können auch mehr Praxis-Checks leisten, in denen die tatsächliche Wirkung 

der Gesetzgebung gemeinsam vom Gesetzgeber, mit administrativen Umsetzungen befassten Verwaltungen 

und betroffenen Unternehmen „durchgespielt“ wird. Während der Amtszeit der vorherigen Bundesregierung 

aus SPD, Grünen und FDP wurden Praxischecks zunächst für Windparks und Solaranlagen im grün geführten 

Bundeswirtschaftsministerium durchgeführt, nachfolgend aber für alle Bundesministerien als Bürokratieab-

bauinstrument beschlossen (Holz et al., 2025). Gerade in Anbetracht der umfassenden regulatorischen An-

forderungen für die Chemieindustrie und die pharmazeutische Industrie können Praxischecks sehr sinnvoll 

sein, um regulatorische Schwachpunkte, die vermeidbare Bürokratie verursachen, aufzudecken (vfa, 2025). 

 

Die bisherigen Maßnahmen und Vorhaben der Bundesregierung im Bereich des Bürokratieabbaus (BMDS, 

2025; Bundesregierung, 2025a,b; CDU/CSU, SPD, 2025) erscheinen im Lichte der festgestellten Belastungen 

als noch nicht zielführend (Röhl et al., 2026). Das Anspruchsniveau sollte vielmehr auf tiefgreifende Reformen 

oftmals als verkrustet wahrgenommener Prinzipien mit sich überlappenden Zuständigkeiten der verschiede-

nen staatlichen Ebenen und Fachbehörden ausgerichtet sein (Hüther/Röhl, 2021; Jäckel et al., 2025). Die 

verschiedenen Handlungsbereiche, auf die sich die Reformen erstrecken sollten, zeigt eine aktuelle Studie 

des Bundesverbands der Deutschen Industrie in Kooperation mit externen Experten auf (BDI, 2026). Auch 
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der Nationale Normenkontrollrat hat sein Augenmerk zuletzt verstärkt auf grundlegende Reformen statt ein-

zelner Bürokratieabbaumaßnahmen gelenkt (NKR, 2025). Dabei sollte die Bundesregierung eng mit der Eu-

ropäischen Kommission kooperieren, die ihre Agenda zur Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit 

mit einer Reihe von Omnibus-Paketen zur Vereinfachung der Regulierung auf EU-Ebene unterlegt hat (IHK 

Bodensee-Oberschwaben, 2026). Omnibus VI betrifft das Chemikalienrecht. Vorgestellt am 08.07.2025, be-

steht dieses Paket aus den Vorschlägen COM(2025)526 und COM(2025)531. Die von der EU-Kommission an-

gegebene Reduktion an Bürokratiekosten beträgt 290 Millionen Euro pro Jahr für die europäische Chemiein-

dustrie. Die Kernlogik ist eine Mischung aus vereinfachten Anwendungs- und Übergangsregelungen und einer 

Vereinfachung bestimmter Verfahren und Anforderungen für chemische Produkte; dabei ist das Paket mit 

Änderungen an der CLP-Verordnung (vgl. Kapitel 1) sowie den Regeln für Kosmetik und Düngemitteln ver-

knüpft. Die Kommission begründet es mit Wettbewerbsdruck und hoher regulatorischer Last im Chemiesek-

tor. Bislang gibt es allerdings mit Blick auf die bereits vorliegenden Omnibus-Pakete Zweifel, ob diese zielfüh-

rend beziehungsweise ausreichend sein werden (Böcker, 2025, DIHK, 2025a,b; Solle, 2026). Dies betrifft die 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit für die europäische Industrie allgemein, aber auch die Verbesserung für 

die Standortbedingungen für die Chemie-, Pharma- und kunststoffverarbeitende Industrie.  
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